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COVID-19-Pandemie, der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine, 
Energiekrise und Inflationsdruck – viele Haushalte sind durch er-
höhte Preise für Energie, Lebensmittel und Mobilität einer finan-
ziellen Mehrbelastung ausgesetzt, auf welche die Politik reagieren 
muss. In solchen Zeiten multipler Krisen ist die Bundesregierung 
gedrängt, unbürokratisch und schnell all jenen zu helfen, die Hilfe 
benötigen. Sozialstaatliche Leistungen mit aufwendiger Beantra-
gungsbürokratie geraten in diesen Ausnahmesituationen an ihre 
Grenzen und werden daher durch Entlastungsmaßnahmen ergänzt, 
die mit dem Ziel der schnellen, direkten Hilfe auf eine vorangestellte 
Bedürftigkeitsprüfung verzichten. 

Immer wieder entfacht das Instrument der Bedürftigkeitsprüfung 
sozialpolitische Debatten. Tatsächlich zeigen die Entlastungsmaß
nahmen der Bundesregierung, dass ein solcher Verzicht den Hand
lungsspielraum der Politik, auf Ausnahmesituationen schnell 
reagieren zu können, deutlich erweitert. Im Angesicht weiterer geo-
politischer Unsicherheiten und fortbestehender Inflationstreiber 
kann eine Analyse der Bedürftigkeitsprüfung als zentrales Instru-
ment solcher Direkthilfen wichtige Politikempfehlungen liefern. 
Vor diesem Hintergrund untersucht das Zentrum für neue Sozial-
politik (ZSP) in einer neuen Studie, wie Bürger:innen den Wegfall von 
Bedürftigkeitsprüfungen bewerten, und liefert konkrete Hinweise auf 
die Frage, wodurch die Akzeptanz für diese Art von Policies beein-
flusst wird. 

• �Die Einstellungen der Bürger:innen zu Bedürftigkeitsprüfungen 
sind inkonsistent. Während sie initial befürwortet werden, ver­
schiebt sich diese Präferenz bei der Bewertung konkreter An­
wendungsfälle. Informationen zur Wirkungsweise nicht bedürf­
tigkeitsgeprüfter Leistungen erhöhen die Zustimmung zu einem 
Verzicht auf Bedürftigkeitsprüfungen zusätzlich. 

• �Zentraler Treiber der Einstellung zu Bedürftigkeitsprüfungen 
ist das Gerechtigkeitsempfinden der Befragten. In der öffent­
lichen Wahrnehmung fungiert die Bedürftigkeitsprüfung als In­
strument zur Wahrung von Bedarfsgerechtigkeit, zeigt sich als 
Maßnahme aber austauschbar, solange dieser Zweck anderweitig 
erfüllt wird.

• �Die umverteilende Wirkung von nicht bedürftigkeitsgeprüften 
Entlastungsmaßahmen wird häufig unterschätzt. Wird die pro­
gressive Wirkungsweise kommuniziert, befürwortet die Mehr­
heit solche Policies.

• �Insgesamt liegt das Potenzial zur Befürwortung eines Verzichts 
auf Bedürftigkeitsprüfungen bei rund 74 Prozent. 

Die wichtigsten 
Befunde
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Komplexe und inkonsistente Haltungen
zur Bedürftigkeitsprüfung 

Wie bewerten die Bürger:innen den in den jüngsten Entlastungs-
maßnahmen der Bundesregierung umgesetzten Verzicht auf voran-
gestellte Bedürftigkeitsprüfungen? Diese Frage steht im Fokus einer 
Onlinebefragung des ZSP. Dabei zeigen sich Inkonsistenzen in der 
Einstellung zum Verzicht auf Bedürftigkeitsprüfungen, die sich an 
bestehende Forschung anschließen (Bergmann et al., 2023).

Nach ihrer Haltung zu Bedürftigkeitsprüfungen im deutschen Sozi-
alsystem im Allgemeinen gefragt, sprechen sich initial 66 Prozent 
der Befragten für solche Prüfungen aus, während 34 Prozent der 
Meinung sind, dass alle, unabhängig von ihrer wirtschaftlichen Si-
tuation, Unterstützung in finanziell belastenden Situationen erhal-
ten sollten. Diese Präferenz verschiebt sich, wenn es um konkrete 
Entlastungsmaßnahmen geht: Über alle untersuchten Einzelmaß-
nahmen gemittelt, sprechen sich im konkreten Anwendungsfall 
dieser Maßnahmen 50 Prozent für den Verzicht auf Bedürftig-
keitsprüfungen aus, 50 Prozent dagegen.

Bei detaillierterer Befragung hinsichtlich des Empfänger:innen
kreises der Zahlungen ohne Bedürftigkeitsprüfungen zeigt sich, 
dass die Gruppe der als bedürftig geltenden Menschen durch die 
Bürger:innen deutlich großzügiger ausgelegt wird als durch die 
Politik. Die Umfrage zeigt in Aufschlüsselung der als bedürftig 
eingeschätzten Einkommensgruppen, dass mehr als die Hälfte der 
Befragten (53 Prozent) großzügige oder überhaupt keine Bedürf-
tigkeitsprüfungen bevorzugen.

Darstellung des  
Potenzials bei Bedarfs­
auslegung durch die 
Befragten

Gegen die 
Bedürftigkeitsprüfung

34%

Für die 
Bedürftigkeitsprüfung 

66%

Gegen die 
Bedürftigkeitsprüfung

53,4%

Für die 
Bedürftigkeitsprüfung 

46,6%Befragt danach wie groß der 
Leistungsempfänger:innenkreis 
sein soll, also ab welchem 
monatlichen Pro-Kopf-Netto­
einkommen Anspruch auf Leis­
tungen bestehen sollte, ergibt 
sich, dass mehr als die Hälfte 
der Deutschen entweder eine 
großzügige oder überhaupt 
keine Bedürftigkeitsprüfung 
befürwortet.

Ausgangslage: Potenzial:

Abb. 01



Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Einstellungen zu Be-
dürftigkeitsprüfungen komplex sind. Während die Mehrheit der 
Befragten Bedürftigkeitsprüfungen befürwortet, wenn sie nach ihrer 
Einstellung zum Konzept im Allgemeinen gefragt werden, halten 
sich Ablehnung und Befürwortung die Waage, wenn es um die Be-
urteilung konkreter Anwendungsfälle geht. Grundsätzlich sind die 
Bürger:innen mehrheitlich entweder für großzügigere oder über-
haupt keine Bedürftigkeitsprüfungen. Die Ergebnisse lassen dar-
auf schließen, dass die Bewertung von Bedürftigkeitsprüfungen bei 
sozialstaatlichen Leistungen nicht grundsätzlicher Natur ist, sondern 
kontextabhängig. Wie also begründen die Bürger:innen ihre Haltung?

Gerechtigkeitsempfinden als 
zentrale Bewertungsgrundlage

Mit Blick auf die Gründe, aus denen die Befragten Bedürftigkeits-
prüfungen begrüßen oder ablehnen (siehe Abb. 02), fällt ein Wert 
besonders ins Auge: 80 Prozent der Befragten stimmten der Aus-
sage zu, dass ohne Bedürftigkeitsprüfungen die Gefahr besteht, 
dass auch wohlhabende Bürger:innen unterstützt werden. Diese 
Aussage fand mit Abstand die größte Zustimmung. Das lässt dar-
auf schließen, dass vor allem diejenigen, die den Wegfall von Be-
dürftigkeitsprüfungen ablehnen, stark durch Gerechtigkeitserwä-
gungen motiviert sind.

Konkreter scheint es den Menschen vor allem um Bedarfsgerech-
tigkeit zu gehen. Dies steht im Einklang mit der Beobachtung, 
dass Bedarfsgerechtigkeit im Gegensatz zu anderen Verteilungs-
prinzipien regelmäßig ein sehr hoher Stellenwert beigemessen 
wird (El-Menouar & Unzicker, 2021; Baark et al., 2022). 
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Die Studie 

Die hier vorgestellte repräsentative Onlineumfrage wurde vom 
Zentrum für neue Sozialpolitik designt und beauftragt und im 
April 2023 vom Umfrageinstitut Bilendi & respondi durchge­
führt. Insgesamt wurden 2122 volljährige Personen befragt. 
Die Stichprobe ist in Hinblick auf Alter, Geschlecht, Region 

(Bundesland des Hauptwohnsitzes) und Haushaltsnettoein­
kommen repräsentativ für die deutsche Wohnbevölkerung. 
Neben allgemeinen Einstelllungen zu Bedürftigkeitsprüfun­
gen wurden auch Einschätzungen zum 9-Euro-Ticket, zum 
Tankrabatt, zum Energierabatt, zur Energiepreispauschale für 
Arbeitnehmer:innen und Selbstständige, zu Energiepreispau­
schale für Studierende und Fachschüler:innen sowie zum Kin­
derbonus abgefragt. Die so gewonnenen Daten wurden vom 
Team des ZSP softwaregestützt aufbereitet und ausgewertet. 

Bedarfsgerechtigkeit 

Bedarfsgerechtigkeit, also die Verteilung entsprechend in­
dividueller Bedürfnisse, ist neben Verteilungsgerechtigkeit 
(gleiche Ressourcenverteilung), Leistungsgerechtigkeit (Beloh­
nung individueller Leistungen) und Anerkennungsgerechtigkeit 
(Privilegien nach Herkunft oder sozialem Status) eines der vier 
zentralen Verteilungsprinzipien der (sozialen) Gerechtigkeit. 

Im Kontext von Sozialpolitik bedeutet Bedarfsgerechtigkeit, 
dass Ressourcen und Leistungen zielgerichtet denjenigen zur 
Verfügung gestellt werden, die sie am dringendsten benötigen 
(vgl. Liebig & Schupp, 2008; Adriaans et al., 2019; Baark et al., 
2022). Dies kann bedeuten, dass der Anspruch auf bestimmte 
Leistungen einkommensabhängig oder an bestimmte Lebens­
situationen geknüpft ist oder durch andere, z. B. nachgelagerte, 
Maßnahmen sichergestellt wird, dass Menschen, die mehr 
Unterstützung benötigen, auch mehr bekommen. 
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Auch im europäischen Vergleich legen die Deutschen überdurch-
schnittlich viel Wert auf Bedarfsgerechtigkeit (Adriaans & Liebig, 
2021). Vereinfacht ausgedrückt bedeutet Bedarfsgerechtigkeit, 
dass die Verteilung von Gütern entsprechend individuell unter-
schiedlicher Bedürfnisse erfolgen sollte. Menschen mit einem hö-
heren Bedarf sollten demnach mehr, Menschen mit einem geringe-
ren Bedarf weniger erhalten (Liebig & Schupp, 2008). Die Daten 
der Studie illustrieren in Übereinstimmung mit diesen Befunden 
die breite Befürchtung, dass ohne eine Prüfung der individuellen 
Bedürftigkeit Ressourcen ungleich verteilt werden und auch an 
Personen fließen, die eigentlich nicht bedürftig sind.

Argumente gegen die 
Bedürftigkeitsprüfung:

Argumente für die 
Bedürftigkeitsprüfung:

57%
Alle Bürger:innen sollten gleich 

behandelt werden

47%
Ohne Bedürftigkeitsprüfung  
kann niemand versehentlich  

durchs Raster fallen

40%
Die Bedürftigkeitsprüfung  

bedeutet zu viel Bürokratie

36%
Die Bedürftigkeitsprüfung 

ist entwürdigend

35%
Die Bedürftigkeitsprüfung trägt  

zur sozialen Spaltung bei

7 %
Keine Begründung

31%
Wegfall der Bedürftigkeits­

prüfung verhindert Armut

80%
Ohne Bedürftigkeitsprüfung besteht 
die Gefahr, dass auch wohlhabendere 
Bürger:innen unterstützt werden

57%
Ohne Bedürftigkeitsprüfung bleibt zu 
wenig Geld für tatsächlich bedürftige 
Bürger:innen übrig

46%
Es ist für den Staat zu teuer, alle 
Bürger:innen in Fällen besonderer 
finanzieller Belastung zu unterstützen

30%
Keine Begründung

22%
In der Regel sollten sich  
Bürger:innen selbst helfen

Gründe für die Einstellung 
zur Bedürftigkeitsprüfung

Auf die Frage, welche Argumente 
die Meinung gegenüber der 
Bedürftigkeitsprüfung beeinflus­
sen, zeigt sich dieses Bild. 

Abb. 02



Briefing #04
S.05/11

Bedarfsgerechtigkeit ≠
Bedürftigkeitsprüfung

Die Ergebnisse zeigen jedoch auf: Der Fokus auf Bedarfsgerech-
tigkeit muss sich nicht zwangsläufig in eine Forderung nach Be-
dürftigkeitsprüfungen übersetzen. Bürger:innen befürworten den 
Verzicht auf Bedürftigkeitsprüfungen gar, solange sichergestellt ist, 
dass Bedarfsgerechtigkeit über andere Instrumente gewahrt wird. 
So wären rund 60 Prozent der initial Befürwortenden von Bedürf-
tigkeitsprüfungen bereit, auf diese zu verzichten, wenn die Leis-
tungen so verrechnet werden, dass ärmere Menschen davon stärker 
profitieren als wohlhabendere. 
 
Hier zeigt sich: Die Bedürftigkeitsprüfung wird in erster Linie als 
Instrument zur Wahrung von Bedarfsgerechtigkeit gewertet – wo-
bei das Instrument als solches bei Sicherstellung des Zwecks aus-
tauschbar wird. Alternative Mechanismen, über die Bedarfsgerech-
tigkeit auch nachgelagert sichergestellt werden kann, können dem 
Zweck dienen, wie aktuelle Entlastungsmaßnahmen zeigen: Ins-
besondere durch die Verrechnung mit dem progressiven Einkom-
menssteuersatz wird sichergestellt, dass ärmere Menschen stärker 
von den Leistungen profitieren als wohlhabendere. 

Neben progressiver Einkommensbesteuerung, wie zum Beispiel 
bei der Energiepreispauschale, lässt sich der Bedarfsgerechtigkeit 
auch Rechnung tragen, indem Leistungen mit Freibeträgen ver-
rechnet werden. Ein Beispiel hierfür ist der Kinderbonus im Rah-
men des Zweiten Entlastungspakets, der durch die Verrechnung 
mit dem Kinderfreibetrag „zielgerichtet Haushalte mit Kindern 
und niedrigen bis mittleren Einkommen” erreicht hat (Behringer, 
2021). Der Einmalbonus in Höhe von 100 Euro wurde auf das Kin-
dergeld angerechnet und später bei der Steuererklärung mit dem 
Kinderfreibetrag verrechnet. Da gleichzeitig der Kinderfreibetrag 

Darstellung des Potenzials 
bei Sicherstellung von 
Bedarfsgerechtigkeit

Gegen die 
Bedürftigkeitsprüfung

34%

Für die 
Bedürftigkeitsprüfung 

66%

Gegen die 
Bedürftigkeitsprüfung

73,8%

26,2%

Für die 
Bedürftigkeitsprüfung 

Ausgangslage: Potenzial:

Auf die Frage, unter welchen 
Umständen die Befürworter:innen 
einer Bedürftigkeitsprüfung einen 
Verzicht auf diese akzeptieren 
würden, nannte die Mehrheit die 
Bedingung, dass die Hilfe so 
bemessen sein müsse, dass 
ärmere Menschen mehr davon 
profitieren als wohlhabendere. 
Unter diesen Umständen würde 
die Ablehnung der Bedürftig­
keitsprüfung im Allgemeinen 
zunehmen. 

Abb. 03
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nicht erhöht wurde, haben Besserverdienende keinen zusätzlichen 
Vorteil erhalten. Eltern mit niedrigem Einkommen profitierten da-
her am meisten von diesem Bonus.

Beide bereits in der Praxis angewandte Ansätze ermöglichen, dass 
Personen mit höherem Einkommen weniger Nettoleistungen und 
diejenigen mit geringerem Einkommen entsprechend mehr Unter
stützung erhalten. Viele Krisenmaßnahmen der letzten Jahre 
zeigen dabei, dass Pauschalleistungen für alle Bürger:innen durch 
nachgelagerte Maßnahmen eine bedarfsgerechte Wirkung entfal-
ten können.

Mehr Information = 
mehr Akzeptanz

Jüngste Studien zeigen jedoch, dass die progressive Wirkung von 
Direktzahlungen und Pauschalleistungen über die Einkommens-
steuer innerhalb der Bevölkerung häufig unterschätzt oder nicht 
bedacht wird. Die Deutschen verschätzen sich regelmäßig deutlich, 
wenn es um die Höhe der objektiven Steuerlast von sich und ande-
ren geht (Blaufus et al., 2015; 2022). Im hochkomplexen (Hoppe et 
al., 2021) und sprachlich komplizierten (Möhrs, 2022) deutschen 
Steuersystem ist für Bürger:innen schwer einzuschätzen, wer wel-
che Steuerlast trägt. Folglich sind auch die genaue Wirkungsweise 
und der Umfang steuerlicher Umverteilung für viele schwer fassbar 
(Niehues, 2019). 

Aktuelle Daten unterstreichen zudem die Wirkung von Unwis-
senheit über Steuer- und Finanzpolitik auf die Bewertung von 
Policies in diesen Bereichen. Dass eine deutliche Mehrheit der 
Bürger:innen nicht über die nötige financial literacy verfügt 
(Storks et al., 2023), die entsprechenden Wirkungsmechanismen 
nachzuvollziehen, muss die Politik auch als eigenes Versäumnis 
begreifen. Die alarmierend hohe Rate derer, die sich auf dem Ge-
biet nicht ausreichend informiert fühlt, stellt ein ungenutztes Po-
tenzial dar, Bürger:innen grundsätzlich durch effektive Kommuni-
kation an politischen Prozessen teilhaben zu lassen. 

Da die progressive Wirkung der versteuerten Entlastungsmaßnah-
men aktuell nicht ausreichend in der Breite kommuniziert wird, 
schlagen sich diese Fehleinschätzungen auch in der Bewertung 
von Bedürftigkeitsprüfungen nieder und sorgen für inkonsistente 
Einstellungen. Ein vom ZSP ergänzend durchgeführtes Survey-Ex-
periment zeigt, dass zusätzliche Informationen zur progressiven 
Wirkung versteuerter Pauschalleistungen die Akzeptanz für der-
lei Maßnahmen erhöhen. Die Ergebnisse des Experiments zeigen 
auf, dass unter Befürworter:innen von Bedürftigkeitsprüfungen 
die Akzeptanz für eine universalistische Direktzahlung signifikant 
um 14 Prozent höher ausfällt, wenn verdeutlicht wird, dass diese 
Maßnahme durch die Verrechnung mit dem Einkommen progres-
siv wirkt. Insgesamt führt die Erklärung der progressiven Wirkung 
zu einer signifikanten Verschiebung der „eher ablehnenden“ Hal-
tung gegenüber dem Verzicht auf Bedürftigkeitsprüfungen zu einer 

„eher zustimmenden“ Einstellung 1 . 

1 Sprung von 2.4 auf 2.6 auf 
einer vierstufigen Likert-Skala: 
(1) überhaupt nicht vertretbar;
(2) eher nicht vertretbar; 
(3) eher vertretbar; 
(4) voll und ganz vertretbar; 
sig. (p = 0.009), Effektstärke 
(Cohen’s d): 0.2 (kleiner Effekt)
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Auch dieses Ergebnis legt in Anknüpfung an die genannten Studien 
zur Komplexität des Steuersystems nahe, dass viele Bedürftig-
keitsprüfungen auch deshalb zunächst bevorzugen, weil die pro-
gressive Wirkung von steuerlich verrechneten Pauschalleistungen 
unterschätzt wird. 

Das Experiment lässt somit darauf schließen, dass es den 
Bürger:innen tatsächlich mehr um Bedarfsgerechtigkeit als um das 
Instrument der Bedürftigkeitsprüfung an sich geht. Der Verzicht 
auf Bedürftigkeitsprüfungen wird mehrheitlich akzeptiert, wenn 
Bedarfsgerechtigkeit nachgelagert berücksichtigt wird. Demnach 
lässt sich die bedarfsgerechte Wirkung einer Bedürftigkeitsprü-
fung durch nachgelagerte Mechanismen substituieren, was den 
Handlungsspielraum des Policy-Designs erweitert – Maßnahmen, 
die zugunsten schneller und unbürokratischer Hilfen auf eine vo-
rangestellte Bedürftigkeitsprüfung verzichten (müssen), stoßen 
bei progressiver Verrechnung mehrheitlich auf Akzeptanz in der 
Bevölkerung. Grundlage für die Zustimmung der Bürger:innen ist 
dabei die klare Kommunikation der Wirkmechanismen versteuerter 
Pauschalleistungen. 

Hohes Potenzial der Befürwortung bei 
klarer Kommunikation

Insgesamt werden Maßnahmen ohne vorherige Bedürftigkeitsprü-
fung mehrheitlich angenommen, wenn sichergestellt werden kann, 
dass ärmere Menschen stärker davon profitieren als wohlhabendere. 
Dieser Befund wird durch den oben erwähnten Wert gestützt, wo-
nach über 60 Prozent derjenigen, die Bedürftigkeitsprüfungen zu-
nächst befürworten, ihre Meinung zugunsten des Verzichts ändern 
würden, wenn eine progressive Wirkung sichergestellt wird. Kumu-
liert zeigen die Ergebnisse ein Potenzial zur Befürwortung des in 
den Entlastungsmaßnahmen umgesetzten Verzichts auf Bedürftig-
keitsprüfungen von rund 74 Prozent – sofern eine bedarfsgerechte 
Anpassung durch andere Instrumente sichergestellt ist.

Survey-Experiment

Im Rahmen der Umfrage wurde zusätzlich ein Survey-Experi­
ment durchgeführt um herauszufinden, inwiefern die Akzeptanz 
für eine Entlastungsmaßnahme ohne vorangestellte Bedürftig­
keitsprüfung durch die Information beeinflusst wird, dass die 
Entlastungsmaßnahme dennoch bedarfsgerecht wirkt. Hierzu 
wurde den Teilnehmenden eine fiktive Entlastungsmaßnahme 
präsentiert, bei der es darum ging, allen in Deutschland ge­

meldeten Personen eine Direktzahlung in Höhe von 400 Euro 
zukommen zu lassen. Während eine Hälfte der Probanden 
lediglich die Information erhielt, dass die Bundesregierung 
eine Direktzahlung in Höhe von 400 Euro an alle in Deutsch­
land gemeldeten Personen plane, wurde der anderen Hälfte 
zusätzlich mitgeteilt, dass diese Direktzahlung mit dem Ein­
kommen verrechnet und deshalb progressiv wirken würde. Im 
Anschluss konnten die Befragten angeben, wie akzeptabel sie 
es finden, dass diese fiktive Direktzahlung an alle Bürger:innen 
ausgezahlt wird. 
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Mit Blick auf das Policy-Design der Entlastungsmaßnahmen ver-
deutlicht die Studie, dass die Wahrung von Bedarfsgerechtigkeit 
ein zentrales Bewertungskriterium der Policies darstellt. Wo zum 
Zwecke der schnellen und unbürokratischen Hilfe auf eine voran-
gestellte Bedürftigkeitsprüfung verzichtet wird, ist aus Sicht der 
Bürger:innen daher eine Substitution dieses Instruments geboten. 
Wie die Daten der Studie aufzeigen, kann beispielsweise die in ei-
nigen Policies bereits angelegte nachträgliche steuerliche Verrech-
nung diesen Anspruch erfüllen.

Die Ergebnisse zeigen dabei auf, dass eine solche progressive Wir-
kung zwar zum Teil bereits in den Entlastungsmaßnahmen angelegt 
ist, dieser Wirkmechanismus bei der Bewertung der Policies aber 
innerhalb der Bevölkerung nicht ausreichend erkannt oder bedacht 
wird. Hier kann eine klare und transparente Kommunikation dabei 
helfen, das hohe Zustimmungspotenzial von nicht bedürftigkeitsge-
prüften Direktzahlungen auszuschöpfen. 
 
Für politische Akteur:innen bedeuten diese Erkenntnisse, dass die 
Sicherstellung einer progressiven und bedarfsgerechten Wirkung 
bei nicht bedürftigkeitsgeprüften Leistungen maßgeblich zur Un-
terstützung der Maßnahmen innerhalb der Bevölkerung beiträgt. 
Darüber hinaus leitet sich aus den Ergebnissen die deutliche Emp-
fehlung ab, klarer und breiter über die bereits angelegten Mechanis-
men zur nachgelagerten Bedarfsanpassung zu informieren. Gelingt 
es den politischen Akteur:innen, die progressive und bedarfsge-
rechte Wirkung trotz eines Verzichts auf Bedürftigkeitsprüfungen 
sicherzustellen und effektiv zu kommunizieren, ist mit hohen Zu-
stimmungswerten für die Policies zu rechnen.

Darstellung des  
Potenzials im Gesamten: 
Bei Bedarfsauslegung  
durch die Befragten und 
bei Sicherstellung von 
Bedarfsgerechtigkeit

Ausgangslage

34% 66%

Bei Bedarfsauslegung durch die Befragten

53,4% 46,6%

Bei Sicherstellung von Bedarfsgerechtigkeit

73,8% 26,2%

Gegen die  
Bedürftigkeitsp rüfung
Für die 
Bedürftigkeitsp rüfung
Potenzial

Abb. 04
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Policies, die zum Zweck der unbürokratischen und schnellen Hilfe 
auf Bedürftigkeitsprüfungen verzichten, haben grundsätzlich ein 
hohes Zustimmungspotenzial in der Bevölkerung. Das Instrument 
der Bedürftigkeitsprüfung ist dabei zwar austauschbar, die Erfül­
lung ihres Zwecks – der Sicherstellung von Bedarfsgerechtigkeit – 
ist für die Bürger:innen aber mehrheitlich unverzichtbar.

Empfehlung: Bei Fragen des Policy-Designs sollte das hier identi
fizierte Bedürfnis nach Bedarfsgerechtigkeit berücksichtigt werden. 
Wo auf Direkthilfen ohne Bedürftigkeitsprüfung gesetzt wird, sollte 
die progressive Verteilungswirkung anderweitig sichergestellt wer-
den. Dafür bieten sich nachgelagerte steuerliche Verrechnungen an, 
wie sie in einigen der Entlastungsmaßnahmen bereits umgesetzt 
wurden.

Neben den Hinweisen zum Policy-Design unterstreichen die Ergeb­
nisse vor allem die Relevanz effektiver Kommunikation zur Wir­
kungsweise solcher Maßnahmen.  
Dass der Erhalt zusätzlicher Informationen über die progressive 
Wirkung der steuerlich verrechneten Direktzahlungen die Zustim­
mungswerte signifikant erhöht, zeigt auf, dass es insbesondere in 
Anbetracht der Komplexität des Steuersystems an Aufklärung über 
diese Wirkung mangelt.

Empfehlung: Um die Akzeptanz für Maßnahmen ohne Bedürftig-
keitsprüfung zu erhöhen, ist eine umfassende und verständliche 
Kommunikation ihrer Wirkung unerlässlich. Die Ergebnisse zeigen 
hohes Zustimmungspotenzial, das durch fehlende Kommunikation 
nicht ausgeschöpft wurde – insbesondere in Erwartung weiteren Be-
darfs an unbürokratischen Direktzahlungen herrscht hierbei Nach-
holbedarf seitens der Politik.  

#01
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